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(2) Satzung, Wahlordnung, Beitragsordnung und Finanzord-
nung bedürfen der Genehmigung des Präsidiums der Hoch-
schule.

(3) Der Haushaltsplan der Studierendenschaft und der Jahres-
abschluss bedürfen der Genehmigung des Präsidiums. Die Ge-
nehmigung kann nur versagt werden, wenn der beabsichtig-
te Haushaltsplan und der Jahresabschluss rechtswidrig sind, 
insbesondere die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit verletzen.

Teil 8 
Studierendenwerke

§ 112 
Organisation, Rechtsstellung, Aufgaben

(1) Es bestehen folgende Studierendenwerke als rechtsfähige 
Anstalten des öffentlichen Rechts:
1. das Studierendenwerk Kaiserslautern für die Technische 

Universität Kaiserslautern und die Hochschule Kaiserslau-
tern,

2. das Studierendenwerk Koblenz für die Abteilung Koblenz 
der Universität Koblenz-Landau und die Hochschule Kob-
lenz,

3. das Studierendenwerk Mainz für die Johannes Gutenberg- 
Universität Mainz ohne den in Nummer 5 genannten 
Fachbereich, die Hochschule Mainz sowie die Technische 
Hochschule Bingen,

4.  das Studierendenwerk Trier für die Universität Trier und 
die Hochschule Trier,

5. das Studierendenwerk Vorderpfalz mit Sitz in Landau in 
der Pfalz für den Fachbereich Translations-, Sprach- und 
Kulturwissenschaft der Johannes Gutenberg-Universität 
Mainz in Germersheim, die Abteilung Landau der Univer-
sität Koblenz-Landau, die Hochschule für Wirtschaft und 
Gesellschaft Ludwigshafen und die Hochschule Worms.

(2) Organe des Studierendenwerks sind
1. der Verwaltungsrat und
2. die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer.
Jedes Studierendenwerk gibt sich eine Satzung und eine Bei-
tragsordnung.

(3) Die öffentliche Bekanntmachung der Satzung und der 
Beitragsordnung des Studierendenwerks erfolgt für jede 
Hochschule, für die es zuständig ist, unter dem Datum der 
Ausfertigung in einem hochschuleigenen Publikationsorgan. 
Das Publikationsorgan muss ein Druckwerk sein, die Erschei-
nungsfolge angeben, ein Erscheinungsdatum und eine fortlau-
fende Nummerierung enthalten sowie dauerhaft aufbewahrt 
werden. Daneben sind die Satzung und die Beitragsordnung 
des Studierendenwerks in elektronischer Form über die Inter-
netseite des Studierendenwerks zugänglich zu machen.

(4) Das fachlich zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
nach Anhörung der beteiligten Hochschulen und Studieren-
denwerke durch Rechtsverordnung ein Studierendenwerk zu 
bilden, zu ändern und aufzulösen.

(5) Die Studierendenwerke haben die Aufgabe, die Studieren-
den sozial zu betreuen sowie wirtschaftlich und kulturell zu 
fördern. Zu den Aufgaben gehören auch die Beratung und 
Unterstützung von ausländischen Studierenden, Studieren-
den mit Kindern und Studierenden mit Behinderung oder 
chronischer Erkrankung sowie die Förderung der Vereinbar-
keit von Studium und Familie. Darüber hinaus können die 
Studierendenwerke im Rahmen von Kooperationsvereinba-

rungen für Studierende und Hochschulen außerhalb des Gel-
tungsbereichs dieses Gesetzes Verpflegungsdienstleistungen 
und Beratungsangebote zu den gleichen Bedingungen wie 
für Studierende der eigenen Standorte erbringen, soweit dies 
zweckmäßig erscheint und wirtschaftliche Nachteile nicht zu 
erwarten sind. Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben sollen 
die Studierendenwerke ökologische Aspekte berücksichtigen. 
§ 2 Abs. 7 gilt entsprechend.

(6) Die Studierendenwerke können zur Förderung oder Un-
terstützung der Mitglieder und Angehörigen der Hochschu-
len oder einzelner Hochschulstandorte weitere Aufgaben 
wahrnehmen und ihre Einrichtungen für andere Zwecke be-
reitstellen. Die Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 5 
darf durch die Wahrnehmung der Aufgaben nach Satz 1 nicht 
beeinträchtigt werden. Das Nähere ist in der Satzung zu re-
geln.

(7) Das fachlich zuständige Ministerium kann den Studieren-
denwerken im Benehmen mit ihnen durch Rechtsverordnung 
weitere Aufgaben zur Förderung oder Unterstützung der 
Mitglieder und Angehörigen der Hochschulen übertragen.

(8) Die Studierendenwerke sind verpflichtet, bei der Wahr-
nehmung ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben untereinan-
der und mit Hochschuleinrichtungen insbesondere mit dem 
Ziel der gemeinsamen Aufgabenerfüllung, die durch gemein-
same spezifische öffentliche Interessen – wie die Förderung 
des Bildungswesens und die Steigerung des wissenschaftlichen 
Erfolgs – bestimmt ist, zusammenzuarbeiten, soweit dies 
sachlich geboten ist; § 10 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Sie 
können sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben Dritter bedienen. 
Sie können mit Zustimmung des fachlich zuständigen Minis-
teriums sich an Einrichtungen oder Unternehmen beteiligen 
oder Einrichtungen oder Unternehmen gründen. Bei Unter-
nehmensgründungen ist die Anwendung der für das Land 
geltenden tarifrechtlichen Bestimmungen sicherzustellen. Die 
Studierendenwerke erfüllen ihre Aufgaben nach einheitlichen 
Grundsätzen, insbesondere hinsichtlich der Aufstellung und 
des Vollzugs der Wirtschaftspläne.

(9) Die Studierendenwerke unterrichten die Öffentlichkeit 
über die Wahrnehmung ihrer Aufgaben.

(10) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach Absatz 5 stellen die 
jeweiligen Hochschulen nach Absatz 1 den Studierendenwer-
ken je nach Zweck der Aufgabe personenbezogene Daten der 
Studierenden im erforderlichen Umfang durch elektronische 
Übermittlung auf Anforderung zur Verfügung. Die Studieren-
denwerke sind berechtigt, die übermittelten Daten im Rah-
men der Erfüllung ihrer jeweiligen gesetzlichen oder satzungs-
mäßigen Aufgaben zu verarbeiten. Darüber hinaus sind die 
Studierendenwerke insbesondere zur Abwicklung von Verträ-
gen und zur Dokumentation von Beratungen und sonstigen 
Serviceleistungen berechtigt, von den Studierenden  weitere 
dafür erforderliche Daten selbst zu erheben und zu verarbei-
ten, soweit dies zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist.

§ 113 
Verwaltungsrat, Geschäftsführerin  

oder Geschäftsführer

(1) Der Verwaltungsrat berät und überwacht die Geschäfts-
führerin oder den Geschäftsführer. Er entscheidet, soweit 
nicht die Entscheidung der Geschäftsführerin oder dem Ge-
schäftsführer übertragen ist, in Angelegenheiten des Studie-
rendenwerks von grundsätzlicher Bedeutung, insbesondere
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1. in folgenden allgemeinen Angelegenheiten:
a) Satzung sowie
b) Ausweitung und Einschränkung der Aufgaben des Stu-

dierendenwerks gemäß § 112 Abs. 6 und Stellungnah-
me zu einer Rechtsverordnung nach § 112 Abs. 7;

2. in folgenden Angelegenheiten der Geschäftsführerin oder 
des Geschäftsführers:
a) Richtlinien für die Geschäftsführung des Studierenden-

werks und Überwachung ihrer Einhaltung,
b) Bestellung und Abberufung der Geschäftsführerin oder 

des Geschäftsführers sowie
c) Dienstvertrag und Vergütung der Geschäftsführerin 

oder des Geschäftsführers;
3. in folgenden wirtschaftlichen Angelegenheiten:

a) Beratung und Verabschiedung von Wirtschaftsplan und 
mittelfristiger Finanzplanung,

b) Beitragsordnung,
c) Bestellung einer Wirtschaftsprüferin oder eines Wirt-

schaftsprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses,
d) Feststellung des Jahresabschlusses und Beschlussfassung 

über die Verwendung des Jahresergebnisses auf Vor-
schlag der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers,

e) Entlastung der Geschäftsführerin oder des Geschäfts-
führers,

f) Gründung von und Beteiligung an anderen Einrichtun-
gen oder Unternehmen,

g) Einstellung, Höhergruppierung und Entlassung von 
Beschäftigten, soweit er nicht die abschließende Ent-
scheidung der Geschäftsführerin oder dem Geschäfts-
führer übertragen hat,

h) Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstü-
cken und Grundstücksrechten sowie

i) Finanzierung von Investitionen durch Kreditaufnahme.

(2) Dem Verwaltungsrat gehören drei Professorinnen und 
Professoren oder akademische Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, fünf Studierende und eine Person des öffentlichen 
Lebens an. Ferner sind eine von den Präsidien der beteiligten 
Hochschulen benannte Kanzlerin oder ein von diesen be-
nannter Kanzler sowie die oder der Personalratsvorsitzende 
der Beschäftigten des Studierendenwerks Mitglieder des Ver-
waltungsrats. Die Mitglieder nach Satz 1 werden wie folgt in 
den Verwaltungsrat berufen:
1. die Professorinnen und Professoren oder akademischen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden auf Vorschlag 
des jeweiligen Präsidiums wie folgt gewählt:
a) für das Studierendenwerk Kaiserslautern zwei Mitglie-

der vom Senat der Technischen Universität Kaiserslau-
tern und ein Mitglied vom Senat der Hochschule Kai-
serslautern,

b) für das Studierendenwerk Koblenz ein Mitglied vom 
Senat der Universität Koblenz-Landau und zwei Mit-
glieder vom Senat der Hochschule Koblenz,

c) für das Studierendenwerk Mainz zwei Mitglieder vom 
Senat der Johannes Gutenberg-Universität Mainz und 
je ein Mitglied vom Senat der Hochschule Mainz und 
dem Senat der Technischen Hochschule Bingen, wobei 
das Stimmrecht in ständigem dreijährigen Turnus von 
dem Mitglied der Hochschule Mainz auf das Mitglied 
der Technischen Hochschule Bingen wechselt,

d) für das Studierendenwerk Trier zwei Mitglieder vom 
Senat der Universität Trier und ein Mitglied vom Senat 
der Hochschule Trier,

e) für das Studierendenwerk Vorderpfalz je ein Mitglied 
vom Senat der Universität Koblenz-Landau und vom 

Senat der Hochschule für Wirtschaft und Gesellschaft 
Ludwigshafen sowie je ein Mitglied vom Senat der 
Hochschule Worms und vom Rat des Fachbereichs 
Translations-, Sprach- und Kulturwissenschaft der Jo-
hannes Gutenberg-Universität Mainz in Germersheim, 
wobei das Stimmrecht in ständigem dreijährigen Tur-
nus von dem Mitglied der Hochschule Worms auf das 
Mitglied des Fachbereichs Translations-, Sprach- und 
Kulturwissenschaft der Johannes Gutenberg-Universi-
tät Mainz in Germersheim wechselt;

2. die von der Studierendenschaft zu entsendenden Mitglie-
der werden vom Studierendenparlament wie folgt gewählt:
a) für das Studierendenwerk Kaiserslautern drei Mitglie-

der von der Studierendenschaft der Technischen Uni-
versität Kaiserslautern und zwei Mitglieder von der 
Studierendenschaft der Hochschule Kaiserslautern, 

b) für das Studierendenwerk Koblenz drei Mitglieder von 
der Studierendenschaft der Abteilung Koblenz der Uni-
versität Koblenz-Landau und zwei Mitglieder von der 
Studierendenschaft der Hochschule Koblenz,

c) für das Studierendenwerk Mainz drei Mitglieder von 
der Studierendenschaft der Johannes Gutenberg-Uni-
versität Mainz und je ein Mitglied von der Studieren-
denschaft der Hochschule Mainz und von der Studie-
rendenschaft der Technischen Hochschule Bingen,

d) für das Studierendenwerk Trier je zwei Mitglieder von 
der Studierendenschaft der Universität Trier und von 
der Studierendenschaft der Hochschule Trier vom 
Standort Trier sowie ein Mitglied von der Studieren-
denschaft der Hochschule Trier vom Standort Birken-
feld,

e) für das Studierendenwerk Vorderpfalz zwei Mitglie-
der von der Studierendenschaft der Abteilung Landau 
der Universität Koblenz-Landau und je ein Mitglied 
von der Studierendenschaft des Fachbereichs Transla-
tions-, Sprach- und Kulturwissenschaft der Johannes 
Gutenberg-Universität Mainz in Germersheim, von der 
Studierendenschaft der Hochschule für Wirtschaft und 
Gesellschaft Ludwigshafen und von der Studierenden-
schaft der Hochschule Worms;

3. die Person des öffentlichen Lebens wird auf Vorschlag der 
übrigen Mitglieder des Verwaltungsrats von dem fachlich 
zuständigen Ministerium bestellt.

(3) Für die Mitgliedschaft im Verwaltungsrat kann durch Sat-
zung eine Vergütung vorgesehen werden. Die Bestimmungen 
des Landesreisekostengesetzes vom 24. März 1999 (GVBl. 
S. 89, BS 2032-30) in der jeweils geltenden Fassung finden An-
wendung.

(4) Der Verwaltungsrat wählt aus dem stimmberechtigten 
Kreis der ihm angehörenden Professorinnen und Professoren, 
der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, der Stu-
dierenden und der Person des öffentlichen Lebens ein vorsit-
zendes und ein dieses vertretendes Mitglied. Die §§ 38, 39 und 
40 Abs. 1, § 41 Abs. 2 und 3 sowie § 42 gelten entsprechend, 
soweit in Absatz 2 nichts Abweichendes bestimmt ist.

(5) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer führt 
die Geschäfte des Studierendenwerks in eigener Zuständig-
keit, soweit nicht der Verwaltungsrat zuständig ist. Sie oder 
er kann auf unbestimmte Zeit oder auf Zeit für eine Dauer 
von bis zu acht Jahren bestellt werden. Die Geschäftsführerin 
oder der Geschäftsführer vertritt das Studierendenwerk nach 
außen.
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(6) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer ist dem 
Verwaltungsrat verantwortlich. Sie oder er sorgt für die recht-
zeitige und umfassende Unterrichtung des Verwaltungsrats in 
allen Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung. Sie 
oder er bereitet die Beschlüsse des Verwaltungsrats vor und 
sorgt für ihre Ausführung.

(7) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer hat Be-
schlüssen des Verwaltungsrats, die rechtswidrig sind oder die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit verletzen, zu widerspre-
chen. Der Verwaltungsrat entscheidet daraufhin abschließend 
über die Angelegenheit. Erfolgt keine Abhilfe, unterrichtet 
das vorsitzende Mitglied des Verwaltungsrats das fachlich zu-
ständige Ministerium.

§ 114 
Wirtschaftsführung, Beiträge, 

Finanzierung, Vermögen

(1) Wirtschaftsführung und Rechnungswesen richten sich nach 
kaufmännischen Grundsätzen. Die Grundsätze der Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit sind zu beachten. Wirtschaftsjahr ist das 
Kalenderjahr. Näheres wird durch die Satzung geregelt. Die 
Landeshaushaltsordnung findet keine Anwendung. Prüfungs-
rechte des Rechnungshofs Rheinland-Pfalz bleiben unberührt.

(2) Die Studierendenwerke stellen rechtzeitig vor Beginn des 
Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan und einen mittelfris-
tigen Finanzplan auf. In der Satzung können Untergliederun-
gen nach Betriebsstandorten oder anderweitige Untergliede-
rungen vorgesehen werden.

(3) Die Studierendenwerke bilden Rückstellungen nach den 
handelsrechtlichen Bestimmungen. Sie sollen in der Regel zur 
Abdeckung von Risiken eine allgemeine Betriebsmittelrückla-
ge aus dem Aufkommen der Beiträge bilden.

(4) Der Jahresabschluss wird in entsprechender Anwendung 
des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches für große Kapi-
talgesellschaften aufgestellt und von einer Wirtschaftsprüferin 
oder einem Wirtschaftsprüfer geprüft. Innerhalb von sieben 
Monaten nach Ablauf des Wirtschaftsjahres ist der testierte 
Jahresabschluss dem Verwaltungsrat vorzulegen.

(5) Die Studierendenwerke erheben angemessene Beiträge von 
den Studierenden aufgrund ihrer Beitragsordnungen. Die Bei-
träge sind angemessen, wenn die daraus erzielten Einnahmen 
zur Deckung der Kosten für die Wahrnehmung der Aufgaben 
für die Studierenden ausreichend und erforderlich sind. Zu-
wendungen, Einnahmen aus Entgelten und die Bildung not-
wendiger Rücklagen sind bei der Bemessung der Beitragshöhe 
zu berücksichtigen. Die Beiträge werden von der Hochschul-
kasse kostenfrei eingezogen.

(6) Die Finanzierung der für die Studierenden wahrzuneh-
menden Aufgaben des Studierendenwerks hat Priorität. 
Weitere Aufgaben nach § 112 Abs. 6 und 7 dürfen nur wahr-
genommen werden, wenn zu deren Wahrnehmung die erfor-
derlichen Mittel zur Verfügung stehen. Die Aufgaben nach 
Satz 2 dürfen nicht aus den Entgelten und Beiträgen der Stu-
dierenden finanziert werden.

(7) Die Studierendenwerke haben ihr für die Aufgabenwahr-
nehmung erforderliches Vermögen zu erhalten. Für den Be-
triebszweck nicht mehr benötigte Landesgrundstücke sind an 
das Land zurückzugeben. Einnahmen aus der Veräußerung 
nicht mehr benötigten Betriebsvermögens sind zur Wahrneh-
mung der Aufgaben des Studierendenwerks zu verwenden.

(8) Investitionen können in Höhe von 80 v. H. der Investiti-
onskosten durch Kreditaufnahmen finanziert werden. 

§ 115 
Personal

Für das Personal der Studierendenwerke gelten die Bestim-
mungen für Beschäftigte des Landes entsprechend.

§ 116 
Aufsicht

(1) Die Studierendenwerke unterstehen der Rechtsaufsicht des 
fachlich zuständigen Ministeriums. Soweit die Studierenden-
werke Angelegenheiten im Sinne des § 9 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 
besorgen oder weitere Aufgaben übernommen haben, unter-
stehen sie auch seiner Fachaufsicht. Das fachlich zuständige 
Ministerium kann insbesondere Verwaltungsvorschriften er-
lassen, die für das Zusammenwirken des Studierendenwerks 
mit den jeweiligen Hochschulen nach § 2 Abs. 3 und § 112 
Abs. 6 und 7 und für eine Aufgabenwahrnehmung nach ein-
heitlichen Grundsätzen nach § 112 Abs. 8 Satz 5 erforderlich 
sind. Die §§ 105 und 106 gelten entsprechend.

(2) Satzung und Beitragsordnung bedürfen der Genehmigung 
des fachlich zuständigen Ministeriums. Die Genehmigung ist 
zu versagen, wenn die beabsichtigte Regelung rechtswidrig ist. 
Im Rahmen der Genehmigung der Satzung ist auf eine Aus-
gestaltung der Wirtschaftsführung nach einheitlichen Grund-
sätzen hinzuwirken. Die Genehmigung der Beitragsordnung 
kann außerdem versagt werden, wenn die beschlossene Höhe 
der Beiträge unter Berücksichtigung sonstiger Zuwendungen 
für die Wahrnehmung der Aufgaben der Studierendenwerke 
für die Studierenden nicht ausreicht oder nicht erforderlich 
ist; in diesem Falle kann das fachlich zuständige Ministerium 
die Festsetzung des angemessenen Beitrags verlangen.

Teil 9 
Hochschulen in freier Trägerschaft

§ 117 
Anerkennung

(1) Nicht staatliche Hochschulen können errichtet und be-
trieben werden, wenn sie staatlich anerkannt sind. In einem 
anderen Land der Bundesrepublik Deutschland oder in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union staatlich aner-
kannte Hochschulen gelten auch in Rheinland-Pfalz als staat-
lich anerkannt. Die Errichtung und der Betrieb der Niederlas-
sung einer ausländischen und nicht dem Satz 2 unterfallenden 
Hochschule bedürfen der Genehmigung durch das fachlich 
zuständige Ministerium. In den Fällen der Sätze 2 und 3 sind 
die Errichtung und der Betrieb einer Niederlassung in Rhein-
land-Pfalz dem fachlich zuständigen Ministerium anzuzeigen. 
Unter den Voraussetzungen des Artikels 30 der Verfassung 
für Rheinland-Pfalz erhalten Einrichtungen des Bildungswe-
sens, die keine Hochschulen des Landes sind, vom fachlich zu-
ständigen Ministerium die staatliche Anerkennung als Hoch-
schule in freier Trägerschaft, wenn gewährleistet ist, dass
1. das Studium an dem in § 16 genannten Ziel ausgerichtet ist,
2. Prüfungsordnungen in ihren Anforderungen nicht hinter 

denen vergleichbarer Ordnungen staatlicher oder staatlich 
anerkannter Hochschulen zurückstehen,

3. eine Mehrzahl von nebeneinander bestehenden oder aufei-
nander folgenden Studiengängen an der Einrichtung allein 
oder im Verbund mit anderen Einrichtungen des Bildungs-


